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V

Dieses Lehrbuch geht auf eine Vorlesung zurück, die der Verfasser seit Jahren 
an der Humboldt-Universität zu Berlin hielt und seit seiner Pensionierung an der 
HuWiSu (Humboldt Winter and Summer University) fortsetzt. Es möchte den 
Lesern das System des internationalen Menschenrechtsschutzes näher bringen, 
wie es sich seit der Mitte des 20. Jhd. entwickelt hat und wie es heute in den 
deutschsprachigen Ländern gilt. Demgemäß versucht das Buch eine synoptische 
Darstellung des für diese Länder geltenden internationalen Schutzes der Men-
schenrechte der ersten Generation, im wesentlichen der (Europäischen) Men-
schenrechtskonvention (EMRK) und des Internationalen Paktes über bürger-
liche und politische Rechte (IP). Die synoptische Darstellung hat zwei Vorzüge: 
Sie erlaubt es, Unterschiede, die trotz der weitgehenden Parallelität der beiden 
Menschenrechtsverträge zwischen ihnen bestehen, besser ins Licht zu rücken 
und zugleich Wiederholungen zu vermeiden. Sie spiegelt wider, daß der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) und der Menschenrechtsaus-
schuß der Vereinten Nationen (MRA) in ihrer Entscheidungspraxis regelmäßig 
aufeinander Bezug nehmen.

Das System des internationalen Menschenrechtsschutzes hat sich im Wesent-
lichen als Richterrecht auf der Basis völkerrechtlicher Verträge entwickelt; deren 
Bedeutung läßt sich ohne Kenntnis der Rechtsprechung nicht (mehr) erschlie-
ßen. Wie in allen Rechtssystemen, in denen letztlich nur ein Spruchkörper ent-
scheidet, der deshalb wenig Anlaß hat, in der Auseinandersetzung mit anderen 
Gerichten die Hilfe der Lehre in Anspruch zu nehmen – naheliegende Beispiele 
sind das Bundesverfassungsgericht und der Gerichtshof der EU –, ist in beiden 
Systemen etwas entstanden, was sich als „Gerichtspositivismus“ bezeichnen 
läßt: Die Menschenrechte sind das, was die Vertragsorgane, also EGMR und 
MRA, aus den Verträgen machen. Diesem Faktum trägt das vorliegende Lehr-
buch dadurch Rechnung, daß es eine inhaltlich umfassende Auswertung der 
Rechtsprechung anstrebt, aber die Lehre weitestgehend ausspart.

Dabei hat die Rechtsprechung des EGMR, aber zunehmend auch die des MRA 
einen Umfang angenommen, der ein auch nur annähernd vollständiges Zitieren 
aller einschlägigen Entscheidungen unmöglich macht. Deshalb werden in die-
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sem Werk aus jedem der beiden Rechtssysteme nur wenige, meistens nur eine 
einschlägige Entscheidung zitiert. Die Auswahl der zitierten Entscheidungen er-
folgt nach Kriterien, die sich zwangsläufig gegenseitig ausschließen: In Betracht 
kommen die grundlegende Entscheidung, eine neuere Entscheidung oder eine 
Entscheidung zu einem besonders aussagekräftigen Sachverhalt. Die zitierten 
Entscheidungen sind in einem Entscheidungsregister erfaßt, das einen schnellen 
Zugriff auf die Stelle(n) erlaubt, an denen sich das Zitat findet. Das ermöglicht es 
zugleich, mehrere Aspekte einer Entscheidung, die an unterschiedlichen Stellen 
zitiert ist, in Zusammenhang zu bringen.

Die besprochenen Systeme, namentlich EMRK und IP, sind durch die Recht-
sprechung und durch die politische Entwicklung Wandlungen unterworfen. So 
erweitert sich die Mitgliedschaft der Menschenrechtsverträge kontinuierlich; 
Verträge werden geändert, neue Verträge geschlossen oder treten in Kraft. Es 
wurde angestrebt, die Rechtsprechung von EGMR und MRA sowie die politische 
Entwicklung bis Ende 2015 zu berücksichtigen. Zahlenangaben über die Unter-
zeichnung und Ratifikation völkerrechtlicher Verträge beziehen sich ebenfalls 
auf den Stand vom 31.12.2015.

Aix-en-Provence, 15. Juni 2016 	 Theodor Schilling
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Materialien im Internet

Wenige Rechtsgebiete sind so gut durch das Internet erschließbar wie das hier 
behandelte. Sowohl die wichtigsten Rechtsgrundlagen wie auch die Entscheidun-
gen der jeweiligen Spruchkörper sind dort zu finden, wenn sie auch nur selten 
auf deutsch vorliegen.

Die universellen Menschenrechtsverträge sind beim Office of the UN High 
Commissioner of Human Rights unter «ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/
CoreInstruments.aspx» verfügbar. Der jeweilige Stand der Ratifikation wird von 
der United Nations Treaty Collection auf der Seite «http://treaties.un.org/pages/
Treaties.aspx?id=4&subid=A&lang=en» veröffentlicht. Die Homepage des MRA 
ist «ohchr.org/EN/HRBodies/CCPR/Pages/CCPRIndex.aspx». Unter „The work 
of the Committee“ findet man dort u.a seine General Comments, die Staatenbe-
richte und die „Concluding observations“ des MRA, seine Entscheidungen sowie 
ein Link zur Suchmaschine unter «juris.ohchr.org/search/documents».

Die europäischen Menschenrechtsverträge sind beim Europarat u.a. auf der 
Seite „List of the Council of Europe’s treaties“ unter «www.coe.int/en/web/con 
ventions/full-list» verfügbar. Die Entscheidungen des EGMR in den Amtsspra-
chen und, soweit verfügbar, auch in nichtamtlichen Übersetzungen sind unter 
HUDOC abfragbar: «hudoc.echr.coe.int/eng». Ein Fundstellenverzeichnis für 
deutsche Übersetzungen solcher Urteile, chronologisch und alphabetisch geord-
net, findet sich unter «www.egmr.org». Unter HUDOC finden sich auch, unter 
HUDOC-CPT bzw. HUDOC-ESC, Entscheidungen des Folterverhütungs- bzw. 
des Sozialrechteausschusses. Unter „Help“ kann dort ein hilfreiches Handbuch 
für die Benutzung dieser Suchmaschine heruntergeladen werden. Etwas prob-
lematisch ist hingegen die Suche nach den Berichten und Entscheidungen der 
EKMR, die nicht vollständig unter HUDOC zur Verfügung stehen. Ihre Veröf-
fentlichung ist im übrigen aufgeteilt auf die amtliche Sammlung, zunächst die 
CD, dann die DR, auf das Yb und, soweit es sich um Berichte handelt, die einem 
Verfahren vor dem EGMR zugrunde liegen, auf dessen Entscheidungssamm-
lung, zunächst die Serie A, seit 1996 die Rep., wo sie im Anschluß an das jewei-
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lige Urteil des EGMR abgedruckt sind. Viele Entscheidungen und Berichte der 
EKMR sind auch gänzlich unveröffentlicht.

Eine weitere interessante Adresse ist die University of Minnesota Human 
Rights Library: «http://www1.umn.edu/humanrts». Klickt man dort den Knopf 
„Regional Material“ an, gelangt man unter anderem zu amerikanischen und 
afrikanischen Menschenrechtsseiten; die African Commission on Human and 
Peoples‘ Rights etwa findet sich unter «http://www1.umn.edu/humanrts/africa/
comission.html» (sic). Klickt man auf der Seite „Regional Material“ den Knopf 
„Regional Instruments“ an, so gelangt man zu einer Liste regionaler Verträge 
einschließlich des weiteren Knopfes „League of Arab States“, unter dem man 
u.a. die Arab Charter of Human Rights findet.

Das Österreichische Menschenrechtsinstitut an der Universität Salzburg gibt 
einen recht aktuellen Newsletter heraus. Zu diesem Newsletter gibt es ein re
gistrierungspflichtiges Archiv, verfügbar unter «http://www.menschenrechte.
ac.at/newsletter-menschenrechte/archiv.html», das deutschsprachige Zusam-
menfassungen von Menschenrechtsentscheidungen unterschiedlicher Stellen 
und Gerichte enthält. Das MenschenRechtsMagazin der Universität Potsdam 
veröffentlicht regelmäßig Berichte über die Arbeit des Menschenrechtsaus-
schusses der Vereinten Nationen, die mit einiger Verzögerung auch online unter 
«https://publishup.uni-potsdam.de/opus4–ubp/solrsearch/index/search/search 
type/series/id/32» eingesehen werden können.

Einige einschlägige Texte der VN, die entweder besonders wichtig sind oder 
speziell die deutschsprachigen Länder betreffen, finden sich in deutscher Über-
setzung auf der Seite Vereinte Nationen – Deutscher Übersetzungsdienst unter 
«http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/fs_menschen.html».

Generell gilt, daß sich die Internet-Adressen der einzelnen Seiten recht häu-
fig ändern; gegenüber der Vorauflage blieb kaum eine der genannten Seiten 
unverändert.

Lehrbücher und Kommentare

Eine regelmäßig aktualisierte Zusammenstellung deutschsprachiger Literatur 
zur EMRK findet sich unter «www.egmr.org» – Kommentare. Hierauf wird ver-
wiesen. Ergänzend sind zu erwähnen

zum IP

–	 Manfred Nowak, U.N. Covenant on Civil and Political Rights. CCPR 2. Aufl. 
2005
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zu Menschenrechten allgemein

–	 Manfred Nowak, Einführung in das internationale Menschenrechtssystem, 
2002

–	 Philip Alston und Ryan Goodman, International Human Rights, 2012
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I. Kapitel

Entwicklung des Völkerrechts der Menschenrechte

§ 1:  Entwicklungslinien

Die geistesgeschichtlichen Wurzeln der Menschenrechte generell sind in der jü-
disch-christlichen Vorstellung von der allen Menschen gemeinsamen Würde, 
die sich insbesondere aus seiner Gottesebenbildlichkeit ergibt, und im antiken 
Gedankengut der Stoa zu sehen, nach der alle Menschen gemeinsame Rechte 
haben, weil ihnen eine gemeinsame Natur eignet1. Diese antiken Grundvorstel-
lungen blieben bis zum Ende des Mittelalters ohne größeren Einfluß auf das 
praktische Leben, wurden aber in der Renaissance in zahlreichen Abhandlungen 
über die Würde des Menschen aufgegriffen2. In der Zeit der Reformation und der 
anschließenden Glaubenskriege berief sich die jeweils unterlegene Seite auf die 
Glaubensfreiheit, die damit zum ältesten Menschenrecht wurde.

In England hatte die alte feudalrechtliche Tradition, daß der neue König sei-
nen Ständen ihre Rechte garantiert, in der Magna Charta von 1215 ihren be-
rühmtesten Ausdruck gefunden. Viel später entstand die Vorstellung, daß diese 
Rechte – ebenso wie der neue Grundsatz der Glaubensfreiheit – allgemeine 
Rechte und Freiheiten des Einzelnen seien. Diese „guten alten englischen Frei-
heiten“ finden sich in mehreren Gesetzestexten des 17. Jhd. wieder, nament-
lich in der Habeas-Corpus-Akte (1679), die das Recht eines jeden Gefangenen 
vorsieht, binnen drei Tagen einem Richter vorgeführt zu werden, und der Bill 
of Rights (1698), die im wesentlichen Privilegien des Parlaments und politische 
Rechte regelt. Sie wanderten mit den puritanischen Siedlern nach Amerika aus, 

1  Auf universelle Wurzeln der Menschenrechte weisen A.H. Robertson und J.G. Merrills, 
Human Rights in the World. An Introduction to the Study of the International Protection of 
Human Rights, 4. Aufl. 1996, S. 7–9, hin. Vgl. auch Manfred Nowak, Einführung in das in-
ternationale Menschenrechtssystem, 2002, S. 21: „keineswegs nur europäischen Ursprungs“.

2  Vgl. etwa Giannozzo Manetti, Über die Würde und Erhabenheit des Menschen (1452), 
Philosophische Bibliothek, Bd. 426, 1990; G. Pico della Mirandola, Über die Würde des Men-
schen (1485), Philosophische Bibliothek, Bd. 427, 1990.
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wo Ende des 18. Jhd. umfassende Menschenrechtskataloge gesetzlich verankert 
wurden. Die Vorreiterrolle übernahm der Staat Virginia, dessen Volksvertreter 
1776 eine „Declaration of Rights“ annahmen, die allgemein als Virginia Bill of 
Rights bekannt ist. In dieser Erklärung wurden die Rechte, die den Bürgern von 
Virginia und ihren Nachkommen zustanden, als Grundlage des Staates festge-
halten. Diese Erklärung enthält bereits den Kern aller heutigen Grundrechte, 
soweit man sich ihre Gefährdung durch den Staat bereits vorstellen konnte. In 
zeitlicher Reihenfolge der nächste Rechtekatalog war die französische „Déclara-
tion des droits de l‘homme et du citoyen“ (1789), auf die 1791 die Amendments 
1–10 zur Verfassung der USA folgten: Zur Beschleunigung der Verfassungs-
gebung hatte man die Grundrechte zunächst ausgespart und sie dann in diese 
ersten Verfassungszusätze aufgenommen.

Zwei wesentliche Unterschiede zwischen den französischen und den US-
amerikanischen Grundrechten sind hervorzuheben: Weltanschaulich beruhten 
die amerikanischen Menschenrechtsverbürgungen auf der puritanischen Wert-
schätzung der zugleich gottesfürchtigen und praktischen Persönlichkeit, wäh-
rend die französischen Menschenrechtserklärungen das Ergebnis einer radika-
len, antireligiösen Aufklärungsphilosophie waren. Juristisch-praktisch war die 
französische Déclaration dem Gesetzgeber anvertraut und galt nicht gegen ihn 
– erst in jüngerer Zeit hat der französische Conseil constitutionnel den fran-
zösischen Grundrechten Vorrang vor Gesetzen zugesprochen3 –, während die 
US-Verfassung und damit auch ihre Amendments seit jeher Vorrang vor den 
Gesetzen haben4.

Diese und auch alle anderen Grundrechtskataloge bis in die Zeit nach dem 
Zweiten Weltkrieg waren ausschließlich innere Angelegenheiten der Staaten. 
Völkerrechtliche Menschenrechtsschutzregelungen waren bis zu diesem Zeit-
punkt selten und sehr punktuell. Die erste multilaterale Regelung überhaupt, ein 
Verbot des Sklavenhandels, findet sich in der Schlußakte des Wiener Kongresses 
(1815)5; ein Verbot der Sklaverei selbst mit der Folge der sofortigen Freilassung 
aller Sklaven erschien seinerzeit nicht möglich. Aus der Zeit vor dem Zweiten 
Weltkrieg finden sich dann noch Verbote der Sklaverei, des Frauen- und Mäd-
chenhandels und der Zwangs- und Pflichtarbeit6. Der Durchbruch zu einem um-
fassenden internationalen Menschenrechtsschutz erfolgte, namentlich als Ant-

3  Décision no 71–44 DC vom 16.7.1971.
4  Supreme Court, Marbury vs. Madison, 1 Cranch 137 (U.S. 1803).
5  Art. LXVIII Anhang 15 – Erklärung der Mächte über die Abschaffung des Sklavenhan-

dels vom 8.2.1815, abgedruckt bei Martens, Nouveau recueil général des traités et autres 
actes relatifs aux rapports de droit international, 2. Serie, Bd. II, S. 432. Das Verbot wurde 
u.a. 1885 auf der Berliner Zentralafrika-Konferenz wiederholt, abgedruckt bei Martens, ibid., 
Bd. X, S. 414.

6  Vgl. zu den einschlägigen Übereinkommen Knut Ipsen, Völkerrecht, 6. Aufl. 2014, § 36 
Rdn. 3–8.
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wort auf die Barbarei des nationalsozialistischen Deutschland, erst nach dem 
Zweiten Weltkrieg.

§ 2:  Die Internationalisierung des Menschenrechtsschutzes

a) Die AEMR und der Menschenrechtsrat

Angesprochen wurden die Menschenrechte nach dem Zweiten Weltkrieg auf 
völkerrechtlicher Ebene mehrfach in der VNC (1945)7. Allerdings wird dort 
nicht weiter ausgeführt, was denn Menschenrechte seien. Inhaltlich ausgefüllt 
wurde dieser Begriff durch die AEMR (1948), die die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen ohne Gegenstimme bei wenigen Enthaltungen annahm. We-
nige Monate zuvor war bereits die inhaltlich ähnliche Amerikanische Dekla-
ration der Rechte und Pflichten des Menschen (1948)8 verkündet worden. Die 
AEMR sieht in ihren Art. 1–20 sog. liberale Grundrechte (oder Grundrechte der 
ersten Generation) vor, in Art. 21 den status activus oder das allgemeine Wahl-
recht und in den Art. 22–28 soziale Rechte (oder Grundrechte der zweiten Gene-
ration). Sie ist der allgemein anerkannte Mindeststandard der Menschenrechte9. 
Sie war und ist das Vorbild für alle späteren universellen und regionalen, aber 
auch innerstaatlichen Instrumente einschließlich des Grundrechtskatalogs im 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland. Andererseits war sie selbst 
als Beschluß der Generalversammlung der Vereinten Nationen zumindest zu-
nächst kein verbindliches Völkerrecht10. Demgemäß enthält sie keinerlei for-
melle Regelungen, insbesondere keinen Überwachungs- oder gar Erzwingungs-
mechanismus.

Jedoch überwacht der Menschenrechtsrat der VN auf der Basis der VNC und 
der AEMR in gewissem Umfang den Menschenrechtsstandard der Mitglieder 
der Vereinten Nationen, also praktisch der Gesamtheit der Staaten. Der Men-
schenrechtsrat ist Nachfolger der Menschenrechtskommission11, einer 1946 auf 
der Grundlage des Art. 68 VNC errichteten Kommission des WSR. Diese hatte 

  7  Vgl. Abs. 2 der Präambel, Art. 1 Nr. 3, Art. 55 c, Art. 62 II, Art. 68 VNC.
  8  Verfügbar unter «https://www.cidh.oas.org/Basicos/English/Basic2.American%20De 

claration.htm».
  9  Ein Kommentar zur AEMR ist Gudmundur Alfredsson u.a. (Hg.), The Universal Decla 

ration of Human Rights: A Common Standard of Achievement, 1999. Vgl. auch Bardo Fass-
bender, Menschenrechtserklärung, 2009.

10  Zum heutigen völkerrechtlichen Status der AEMR vgl. Hurst Hannum, The Status of the 
Universal Declaration of Human Rights in National and International Law, Georgia Journal of 
International and Comparative Law (1995/96), 287.

11  Beide Organe beruhen auf der VNC und sind damit Charta-Organe (charter based bo-
dies). Sie dürfen nicht mit dem MRA verwechselt werden, der auf dem IP beruht und damit 
ein Vertragsorgan (treaty body) ist.
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zunächst nur Normsetzungsaufgaben; insbesondere fertigte sie den Entwurf der 
AEMR und erstellte anschließend die beiden Menschenrechtspakte der Verein-
ten Nationen, also den IP und den IPwskR. Nach Abschluß dieser Normset-
zungsarbeiten beschäftigte sich die Kommission auf der Grundlage zweier Re-
solutionen des WSR auch mit der Frage der Verletzung der Menschenrechte12. 
Die Res. 1235 (1967) wurde gut 10 Jahre später zur Grundlage der öffentlichen 
Erörterung von schweren und systematischen Menschenrechtsverletzungen in 
allen Staaten der Welt. Für die Behandlung von Beschwerden über konkrete 
Menschenrechtsverletzungen wurde mit der Res. 1503 (1970) ein eigenes ver-
trauliches Verfahren geschaffen. Mit der Res. 60/251 der Generalversammlung 
der VN wurde die Menschenrechtskommission 2006 durch den Menschenrechts-
rat ersetzt13, der ein Hilfsorgan der Generalversammlung ist und sich aus 47 Re-
gierungsdelegationen zusammen setzt. Er ist damit ein verkleinertes Abbild der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen, zumal deren übrige Mitgliedstaa-
ten Beobachter entsenden, die an seinen Arbeiten – nicht an seinen Abstimmun-
gen – ebenfalls aktiv teilnehmen, und ein durch und durch politisches Organ.

In seiner Res. 5/1 zum Aufbau der Institution14 übernahm der Menschen-
rechtsrat mit Änderungen beide Verfahren der Menschenrechtskommission zur 
Überprüfung der Beachtung der Menschenrechte durch die Staaten und ergänzte 
sie um ein periodisches Überprüfungsverfahren. Der periodischen Überprüfung 
unterliegen alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen; Mitglieder des Men-
schenrechtsrates sollen während ihrer Mitgliedschaft überprüft werden. Grund-
lage der Überprüfung sind die VNC, die AEMR sowie vertraglich und einseitig 
übernommene Verpflichtungen des überprüften Staates. Die Überprüfung soll 
insbesondere der Verbesserung der Menschenrechtslage dienen. Sie wird von ei-
ner Arbeitsgruppe vorgenommen, in der alle 47 Mitglieder des Rates vertreten 
sind und alle anderen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen als Beobachter 
mitwirken können. Die Überprüfung ist als kooperatives Verfahren angelegt.

Auf der Grundlage der Res. 1235 haben sich zwei Vorgehensweisen heraus-
gebildet. Zum einen finden auf den Jahrestagungen des Menschenrechtsrates 
öffentliche Erörterungen statt, bei denen Regierungen und NGOs den Rat auf 
Probleme hinweisen können. Zum anderen kann der Rat besondere Situationen 
mit allen Mitteln untersuchen, die ihm geeignet erscheinen. Das sind die sog. 
„special procedures“, in denen entweder bestimmte Staaten oder bestimmte 
Themenkreise untersucht werden. Diese Sonderverfahren haben sich unsyste-

12  Vgl. zum Ganzen Manfred Nowak, Einführung in das internationale Menschenrechts-
system, 2002, S. 118 ff.

13  Zu den Gründen vgl. Philip Alston und Ryan Goodman, International Human Rights, 
2012, S. 694 ff.

14  Vom 18.6.07, zu finden auf der Homepage des Rates, «ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/
Pages/HRCIndex.aspx», Documents and Resolutions, 5th Regular Session, Adopted Resolu-
tions.
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matisch und ohne institutionellen Gesamtrahmen entwickelt. Gemeinsam ist 
ihnen eigentlich nur, daß ein sachverständiger Untersuchungsführer die ihm 
zugewiesene Aufgabe im Rahmen der ihm gemachten Vorgaben untersuchen 
soll15. Da die Sonderverfahren, wenn sie einmal in Gang gesetzt sind, der po-
litischen Einflußnahme weitgehend entzogen sind, gelten sie als „Kronjuwel“ 
(Kofi Annan) und als Eckstein16 des von den VN gewährleisteten Menschen-
rechtsschutzes.

Im vertraulichen Beschwerdeverfahren, das auf der Grundlage der Resolu-
tion 1503 (1970) gestaltet wurde, geht es um massive, verläßlich belegte Men-
schenrechtsverletzungen. Das Verfahren ist opferorientiert, nicht-öffentlich und 
zweistufig. Zunächst prüft die Arbeitsgruppe für Mitteilungen, für die der Be-
ratende Ausschuß des Menschenrechtsrates, ein Gremium aus 18 unabhängigen 
Experten, fünf seiner Mitglieder benennt, die Zulässigkeit von Beschwerden. 
Alle zulässigen Beschwerden legt er zusammen mit seinen Empfehlungen einer 
weiteren Arbeitsgruppe vor. Diese Arbeitsgruppe besteht aus fünf Vertretern 
von Ratsmitgliedern, die in der Arbeitsgruppe nicht weisungsgebunden sind. 
Sie legt dem Rat auf der Grundlage der Informationen und Empfehlungen der 
Arbeitsgruppe für Mitteilungen einen Bericht über massive, verläßlich belegte 
Menschenrechtsverletzungen vor und empfiehlt dem Rat dessen Vorgehen. Der 
Rat kann u.a. einen sachverständigen Beobachter für die Lage bestellen oder zur 
öffentlicher Erörterung der Angelegenheit übergehen.

b) Die Regelungen des Europarats

Wie in der VNC sind die Menschenrechte auch in der Satzung des Europarates  
(1949) angesprochen17. Hier wurden die entsprechenden Artikel durch die EMRK  
durchgeführt, die materiell weitgehend auf der AEMR beruht, diese aber nicht 
voll ausschöpft. Drei Rechte, über deren Formulierung keine sofortige Einigung 
zwischen den Vertragsstaaten möglich war, wurden im ZP1 erfaßt. Anders als 
die AEMR sind die EMRK und das ZP1 als solche verbindliche völkerrechtliche 
Verträge, die demgemäß nach Art. 59 EMRK (n.F.) bzw. Art. 7 ZP1 der Ratifi-
kation durch die Vertragsstaaten bedurften. Die EMRK und das ZP1 enthielten 
zunächst nur Mindeststandards, die die Vertragsstaaten ohne weiteres erfüllen 
zu können glaubten, keine sozialen Rechte und nur eingeschränkte Überwa-
chungs- bzw. Erzwingungsmechanismen.

15  Die Untersuchungsführer haben sich auf ein Handbuch über ihr Vorgehen verständigt; 
vgl. Manual of Operations of the Special Procedures of the Human Rights Council, verfügbar 
unter «ohchr.org/Documents/HRBodies/SP/Manual_August_2008.doc».

16  Amnesty International, UN Special Procedures: Building on a Cornerstone of Human 
Rights Protection, 2005.

17  Art. 1 lit. b und Art. 3.
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aa) Überwachungs- und Erzwingungsmechanismen im Allgemeinen

Als solche Mechanismen kommen in multilateralen völkerrechtlichen Verträgen 
ganz generell Staatenberichte, Staatenbeschwerden und Individualbeschwerden 
in Betracht (vgl. auch Rdn. 20), wobei die Beschwerden in universellen Verträ-
gen häufig als „Mitteilungen“ bezeichnet werden. Auch wenn dieser Ausdruck 
mit Bedacht gewählt ist, weil diesen Verfahren ihrer Konzeption nach nicht in 
erster Linie Rechtsschutzcharakter zukommen soll, sondern sie eher als Ver-
fahren gedacht sind, in denen das jeweilige Vertragsorgan die Vertragsstaaten 
bei der Verwirklichung der Menschenrechte unterstützen kann – Sachentschei-
dungen der Vertragsorgane werden demgemäß als „Auffassungen“ („views“) 
bezeichnet –, hat sich für solche Mitteilungen in der Literatur die Bezeichnung 
Beschwerde durchgesetzt, die auch hier verwendet werden soll.

Im Staatenberichtsverfahren verpflichten sich die Vertragsstaaten, einem 
Vertragsorgan nach Maßgabe des jeweiligen Vertrags Bericht über Umstände 
zu erstatten, die mit der Durchführung des Vertrages zu tun haben. Im Staa-
tenbeschwerdeverfahren kann ein Vertragsstaat vor einem Vertragsorgan Be-
schwerde gegen einen anderen Vertragsstaat erheben, wenn dieser seines Er-
achtens Vertragspflichten verletzt hat. Im Individualbeschwerdeverfahren 
schließlich kann ein Bürger, der regelmäßig betroffen sein muß, gegen einen 
Vertragsstaat Beschwerde vor einem Vertragsorgan erheben, wenn dieser Staat 
ihn in seinen vertraglich gewährleisteten Rechten verletzt hat. Das Staatenbe-
richtsverfahren ist das älteste, das Individualbeschwerdeverfahren, das den 
Bürger in seinem Rahmen zum (beschränkten) Völkerrechtssubjekt macht, das 
jüngste dieser Verfahren.

In der Praxis sind Staatenbeschwerdeverfahren generell nicht sehr beliebt; sie 
können die politischen und diplomatischen Beziehungen zwischen zwei Staaten 
erheblich belasten18. Die Individualbeschwerde hingegen hat sich als eines der 
wichtigsten Verfahren des internationalen Menschenrechtsschutzes erwiesen. 
Das beruht darauf, daß hier die Betroffenen selbst ihre Rechte geltend machen 
können; sie erfüllen die Menschenrechtsverträge mit Leben. Im Falle des FP1 
hat zu dieser Bedeutung der Individualbeschwerde auch beigetragen, daß der 
Ausschuß Individualbeschwerden großzügig zur Sachprüfung zuläßt; beinahe 
50 % der Beschwerden passieren die Zulässigkeitsstation (vgl. aber Rdn. 23). Die 
Praxis des EGMR, der 2015 nur ungefähr 5 % der Individualbeschwerden durch 
Urteil entschied, während er die übrigen durch Entscheidung als unzulässig ab-
wies, ist wohl nur scheinbar wesentlich restriktiver; nach Art. 35 III a EMRK 
sind – anders als nach dem FP1 – auch offensichtlich unbegründete Individual-

18  Einzige Ausnahme ist im Rahmen der WTO das Streitbeilegungsverfahren nach der 
DSU; allerdings haben die dortigen Vertragsstaaten in Art. 3 I DSU auch vereinbart, daß „die 
Inanspruchnahme des Streitbeilegungsverfahrens nicht als streitige Handlung beabsichtigt 
oder zu betrachten“ ist.
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